
  19.12.2012 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.12.2012 

Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Bei Beschäftigten, die ihre Tätigkeit disloziert, d.h. in Abwesenheit des Dienstgebers oder des von ihm 
Beauftragten außerhalb einer Betriebsorganisation ausüben, stellt sich die Frage der Weisungsgebundenheit im 
Hinblick auf das arbeitsbezogene Verhalten - und damit der zur Rede stehende Nachweis zur Widerlegung der 
Vermutung der Richtigkeit des der Beschäftigung zugrunde liegenden Vertrages - in anderer Weise als bei einer 
Einbindung in eine Betriebsorganisation. Im ersten Fall wird das Vorliegen eines persönlichen 
Abhängigkeitsverhältnisses in der Regel durch explizite persönliche Weisungen dokumentiert, während die 
Einbindung eines Dienstnehmers in eine Betriebsorganisation in der Regel zur Folge hat, dass dieser den 
insoweit vorgegebenen Ablauf der Arbeit nicht jederzeit selbst regeln oder ändern kann. Ein persönliches 
Abhängigkeitsverhältnis wird hier weniger durch die ausdrückliche Erteilung von persönlichen Weisungen als 
vielmehr durch die "stille Autorität" des Arbeitgebers indiziert (vgl. das hg. Erkenntnis vom 17. Oktober 2012, 
Zl. 2010/08/0256). 


